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Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 158 
der Abgeordneten Koenen (Lippstadt) und Genossen wie folgt: 

Die alliierten Streitkräfte halten noch zahlreiche Wohngebäude sowie 
gewerbliche und sonstige Liegenschaften der privaten Hand unter 
Requisition. Die Bundesregierung betrachtet es in Übereinstimmung 
mit den wiederholt geäußerten Wünschen des Deutschen Bundes- 
tages und der Arbeitsgemeinschaft der Landesverbände der Besat- 
zungsgeschädigten als ihre Aufgabe, die nach Kriegsende infolge 
einer Requisition aus ihren Liegenschaften verdrängten Eigentümer 
von den damit verbundenen Quartierlasten sobald als möglich end- 
gültig freizustellen. 

Dieses Ziel kann auf verschiedenen Wegen erreicht werden, näm- 
lich entweder durch ersatzlose Freigabe im Zusammenhang mit der 
Konzentration von Einrichtungen der Streitkräfte oder, soweit ein 
Unterkunftsbedarf fortbesteht, insbesondere durch Erstellung von 
Ersatzbauten gegen Freigabe der requirierten Liegenschaften oder 
durch Ankauf der requirierten Liegenschaften. 

Zahlreiche Liegenschaften der privaten Hand sind inzwischen ersatz- 
los freigegeben worden. Weitere Freigaben dieser Art sind im 
Zusammenhang mit der bevorstehenden Beendigung des Besatzungs- 
regimes in diesem Jahre zu erwarten. 

Der größte Teil der unter Requisition befindlichen Liegenschaften 
der privaten Hand muß, wie die Feststellungen ergeben haben, im 
Wege der Errichtung von Ersatzbauten freigemacht werden. Um 
diese Freigaben entscheidend zu fördern, hat das Bundesministerium 
der Finanzen seinerseits zur Errichtung von rd. 10 000 Austausch- 
wohnungen rd. 350 Millionen DM und zur Freimachung von 
gewerblichen Liegenschaften über 50 Millionen DM, insgesamt also 
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mehr als 400 Millionen DM aus Mitteln des Haushalts der Ver- 
teidigungsfolgekosten (Kapitel 3511) zur Verfügung gestellt. Darüber 
hinaus haben die Streitkräfte in den letzten Jahren in ständig stei- 
gendem Umfange Mittel des Alliierten Besatzungskosten- und Auf- 
tragsausgabenhaushalts bereitgestellt, mit deren Hilfe Ersatzbauten 
zum Zwecke der Freimachung requirierter Wohngebäude oder 
gewerblicher Liegenschaften der privaten Hand teilweise bereits 
errichtet worden, teilweise noch im Bau oder in der Planung befind- 
lich sind. Die Gesamtaufwendungen für die gegenwärtig im Bau 
oder in der Planung befindlichen Ersatzbauten aller Art, die aus 
den den Streitkräften ab 1. Juli 1954 zur Verfügung stehenden Mitteln 
des Alliierten Haushalts finanziert werden und mit deren vollstän- 
diger Fertigstellung bis Mitte des Jahres 1956 zu rechnen ist, beläuft 
sich auf weit mehr als 1 Milliarde DM. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß bereits bis Mitte des Jahres 1954 fast 30 000 Neubauwohnungen 
fertiggestellt und bezogen worden sind. 

In einer Anzahl von Fällen haben die Eigentümer requirierter Wohn- 
grundstücke und gewerblicher Liegenschaften von sich aus angeboten, 
ihr Eigentum an die Bundesrepublik Deutschland für Zwecke der 
Streitkrälte zu veräußern, weil sie beabsichtigen, mit den Kaufpreis- 
er lösen selbst ein neues Wohngebäude oder eine neue Betriebsstätte 
zu crriclitcn oder die Kaufpreiserlöse anderweit zu verwenden. Auch 
die Streitkräfte sind beim Bundesministerium der I'inanzen vorstellig 
geworden und haben den Wunsch geäußert, die Bundesrepublik 
möge bestimmte größere requirierte Liegenschaften, insbesondere 
auch Betriebsgrundstücke, aber auch größere Wohn- und Verwaltungs- 
gebäude, die nach den derzeitigen Planungen auf unbestimmte Zeit 
von den alliierten Streitkräften weiterhin benötigt werden und 
wegen ihrer besonderen Lage und Tigenschaft usw. nur schwer 
durch Neubauten ersetzt werden könnten, ankaufen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat daher mit den Ämtern 
der Alliierten Hohen Kommissare Verwaltungsvereinbarungen abge- 
schlossen, nach denen bestimmte, von den alliierten Streitkräften 
unter Berücksichtigung ihrer Stationierungspläne ausgewählte Liegen- 
schaften von der Bundesrepublik Deutschland angekauft werden 
sollen, sofern die Eigentümer zu einer freihändigen Veräußerung zu 
angemessenen Bedingungen bereit sind. Nach diesen Vereinbarungen 
gehen die gesamten Kaufpreise für diese Liegenschaften einschließlich 
der Kaufpreise für den Grund und Boden zu Lasten des Alliierten 
Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland übernimmt lediglich die Nebenkosten, d. h. insbe- 
sondere die Grunderwerbsteuern, sowie die Notariats- und Gerichts- 
kosten zu Lasten des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten. Auf 
Grund dieser Vereinbarungen haben die Streitkräfte dem Bundes- 
ministerium der Finanzen Listen über die Liegenschaften übersandt, 
an deren Ankauf sie interessiert sind. Diese Listen werden jeweils 
nach dem Ergebnis der Ankaufsverhandlungen berichtigt oder er- 
gänzt. In die Listen sind teilweise auch solche Liegenschaften auf- 
genommen worden, deren Eigentümer sich gegenüber dem Bundes- 
ministerium der Finanzen oder den Behörden der deutschen Besatzungs- 
lastenverwaltung zum Verkauf grundsätzlich bereiterklärt haben. 
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In erster Linie werden Liegenschaften für den Ankauf in Betracht 
gezogen, in denen während der Dauer der Requisition erhebliche 
Mittel aus dem Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
haushalt investiert worden sind. Im Interesse der Eigentümer ist in 
den Vereinbarungen vorgesehen, dais zusammen mit dem Ankauf 
auch die etwaigen Belegungsschäden an den Liegenschaften sofort 
mit abgegolten werden. 

Im einzelnen darf zu den in der Kleinen Anfrage 158 gestellten 
Iragen wie folgt Stellung genommen werden: 

Zu Nr. 1 

Es trifft zu, daß im Rahmen der deutsch-alliierten Vereinbarungen 
die zuständigen Oberfinanzdirektionen Anw'eisung erhalten haben, 
gewisse requirierte Liegenschaften, darunter auch größere Werkanlagen 
(gewerbliche Liegenschaften) anzukaufen. Im Falle eines Ankaufs 
wird die Bundesrepublik Deutschland grundbucbmäi5ige Eigentümerin 
der Liegenschaft. Die Bundesrepublik stellt diese Liegenschaften den 
alliierten Streitkräften unter den jeweils allgemein für Bundesliegen- 
schaften geltenden Bedingungen, also gemäß den besatzungsrechtlichen 
Vorschriiten und künftig gemäls Artikel 7 Abs. 1 Unterabs. g des 
Finanzvertrages zur unentgeltlichen Nutzung mit der Maßgabe zur 
Verfügung, dals die Instandsetzung und Instandhaltung der Bundes- 
liegenschaften dem Alliierten Haushalt, künftig dem Stationierungs- 
kostenhaushalt zur Last lallt. 

Es trifft also nicht zu, daß die erwähnten Liegenschaften „alsbald 
endgültig an ausländische Interessenten” veräußert werden sollen, 
lünc solche Veräußerung würde nicht nur dem Wortlaut, sondern 
auch dem Sinn und dem Zweck der deutsch-alliierten Vereinba- 
rungen widersprechen. 

Zu Nr. 2 

Bei der Vielzahl der für einen Ankauf bisher ausgewählten Liegen- 
schaften und vor allem bei dem naturgemal.s vertraulichen Charakter 
der Ankaufsverhandlungen bitte ich dafür Verständnis zu haben, 
daß es dem Bundesministerium der Finanzen leider nicht möglich 
ist, hier nähere Einzelheiten mitzuteilen. Das Bundesministerium 
der Finanzen ist aber gern bereit, dem zuständigen Ausschuß für 
Besatzungsfolgen des Deutschen Bundestages in einer vertraulichen 
Sitzung einen Überblick über die für den Ankauf ausgewählten 
Liegenschaften und ihre früheren Nutzungsarten, über den Stand 
der Verhandlungen sowie über die Höhe der voraussichtlich auf- 
zuwendenden Mittel zu geben. 

Die gesamten Kaufpreise werden, wie bereits oben erwähnt, auf 
Grund von alliierten Zahlungsdokumenten als Auftragsausgaben der 
Klasse II (Kennzeichen 203 : Kapitalausgaben) des Alliierten Besat- 
zungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts, die anfallenden Neben- 
kosten (Grunderwerbsteuer usw.) beim Kapitel A 3511 a und b 
Titel 700 des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten des Bundes 
gebucht. 



Zu Nr. 3 


Dem Bundesministerium der Finanzen ist bekannt, daß bei einigen 
der requirierten gewerblichen Liegenschaften von den Streitkräften 
weniger Arbeitskräfte beschäftigt werden, als vor der Requisition 
von dem Unternehmen selbst. Dem Bundesministerium der Finanzen 
ist ferner bekannt, daß manche dieser Liegenschaften auch hinsicht- 
lich ihrer Kapazität nicht ausreichend ausgenutzt werden. Soweit in 
solchen Fällen nicht eine ersatzlose Freigabe erreicht werden konnte, 
sind die Streitkräfte inzwischen dazu übergegangen, die weiter 
benötigten gewerblichen Liegenschaften durch Zusammenlegung der 
militärischen Einrichtungen im Zusammenhang mit der Durchführung 
ihrer Stationierungspläne in arbeitsmäßiger und kapazitätsmäßiger 
Hinsicht so vollständig auszunutzen, wie dies unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten militärischer Einrichtungen nur möglich ist. 

Zu Nr. 4 

Die bisher von den Oberfinanzdirektionen geführten Verhandlungen 
haben zunäciist den Zweck gehabt, einen Gesamtüberblick darüber 
zu gewinnen, welche Eigentümer überhaupt verkaufsbereit sind und 
ob die von den Eigentümern gestellten Bedingungen angemessen 
sind. Sofern wichtige Interessen der Gemeinden oder auch der 
Länder an den für einen Ankauf in Betracht kommenden Liegen- 
schaften den Oberfinanzdirektionen oder dem Bundesministerium 
der Finanzen im Laufe der Verhandlungen erkennbar werden, wird 
den Gemeinden oder den Ländern vor Abschluß der Kaufverträge 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Bei gewerblichen Liegen- 
schaften von besonderer Bedeutung wxTden die Gemeinden, wie die 
Erfahrungen gezeigt haben, ohnehin an das Bundesministerium der 
Finanzen mit bestimmten Wünschen herantreten. Diese Fälle werden 
im Einvernehmen mit den Wirtschaftsverwaltungen des Bundes 
und der Länder sorgfältig geprüft. Ergeben diese Prüfungen, daß 
in einem Einzelfall wichtige deutsche Interessen einem Ankauf ent- 
gegenstehen, wird das Bundesministerium der Finanzen sich gegen 
den Ankauf aussprechen und dies den Streitkräften mitteilen. Tn 
mehreren Fällen ist dies bereits geschehen. 
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